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Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Änderung des Zivilgesetzbuches (Erbrecht) 

Mit der vorliegenden Revision sollen die gesetzlichen Pflichtteile der Nachkommen 
und des überlebenden Ehegatten bzw. des überlebenden eingetragenen Partners 
verkleinert und soll jener der Eltern abgeschafft werden. Auf diese Weise erhält der 
Erblasser namentlich bei der Übertragung seines Vermögens auf einen faktischen 
Lebenspartner oder auf Kinder seines Partners aus einer anderen Ehe oder bei der 
Regelung der Unternehmensnachfolge einen grösseren Handlungsspielraum. Im 
Vorentwurf ist auch die Einführung eines Unterhaltsvermächtnisses zulasten des 
Nachlasses vorgesehen. Dieses kann das Gericht in besonderen Fällen zugunsten des 
faktischen Lebenspartners anordnen, der erhebliche Leistungen im Interesse des 
Erblassers erbracht hat, oder zugunsten von Stiefkindern, die vom Erblasser eine 
finanzielle Unterstützung erhalten haben, die ohne dessen Versterben fortgesetzt 
worden wäre. Der Vorentwurf umfasst ausserdem einige Neuerungen zur Anpassung 
des Erbrechts an die heutige Realität und zur Klärung verschiedener Artikel im 
Hinblick auf eine erhöhte Rechtssicherheit. 

Datum der Eröffnung: 4. März 2016 

Vernehmlassungsfrist: 20. Juni 2016 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei:  
Bundesamt für Justiz, Fachbereich Zivilrecht und Zivilprozessrecht, Bundesrain 20, 
3003 Bern, Telefon 058 462 41 82, Fax 058 462 42 25, www.bj.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

15. März 2016 Bundeskanzlei 
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